
Dr. HEINRICH TOEPL1TZ, Präsident des Obersten Gerichts

Zur Strafpolitik bei Straftaten gegen das Eigentum
Dem nachstehenden Beitrag liegt das Referat zu
grunde, das Präsident Dr. Toeplitz auf einer Beratung 
des Präsidiums des Obersten Gerichts mit den Direk
toren der Bezirksgerichte am 15. November 1972 ge
halten hat. D. Red.

Das Plenum des Obersten Gerichts beschäftigte sich 
auf seiner 22. Tagung am 19. März 1969 mit grundsätz
lichen Problemen der Strafzumessung./l/ Auf der 
2.' Plenartagung am 29. März 1972 legte das Präsidium 
des Obersten Gerichts eine Bilanz über die Umsetzung 
der Ergebnisse der 22. Plenartagung vor, in der weitere 
Fragen zur Abgrenzung der Anwendungsbereiche der 
Strafen ohne Freiheitsentzug und der Freiheitsstrafe 
enthalten sind/2/ und die durch einen Bericht des Kol
legiums für Strafsachen über Probleme bei der An
wendung der Geldstrafe im gerichtlichen Verfahren er
gänzt wurde./3/ Das Plenum des Obersten Gerichts be
stätigte beide Berichte als Arbeitsgrundlage und gab 
damit allen Gerichten der DDR wertvolle Anleitung 
für die Strafzumessungspraxis.
Mit den von der 22. und der 2. Plenartagung herausge- 
arbeiteten Grundsätzen zur Strafzumessung müssen sich 
die Gerichte immer wieder beschäftigen und sie ihren 
Entscheidungen zugrunde legen. Gegenwärtig stehen 
wir vor der Aufgabe, diese Grundsätze auf die verschie
denen Bereiche der Kriminalität anzuwenden, die je
weiligen spezifischen Probleme aufzudecken und sie auf 
der Grundlage der genannten Leitungsdokumente des 
Obersten Gerichts zu .lösen. Das ist zweifellos eine kom
plizierte Aufgabe, die eine wesentliche Erhöhung des 
wissenschaftlichen Niveaus unserer Arbeit unumgäng
lich macht.

Grundsätze der Strafzumessung und Schutz 
des Eigentums

Durch die Strafzumessung verwirklicht das Gericht die 
Grundsätze der sozialistischen Gerechtigkeit als ein 
Prinzip der sozialistischen Verfassung der DDR. Die 
sozialistische Gerechtigkeit ist klassenmäßig bestimmt. 
Sie entspricht den Grundinteressen aller Bürger der 
DDR und ist Grundlage des sozialistischen Rechts. Sie 
bestimmt seine parteiliche und daher wissenschaftliche 
Anwendung.
Die gerechte Entscheidung des Gerichts über Strafart 
und Strafmaß dient als wesentlicher Bestandteil der 
strafrechtlichen Verurteilung des Straftäters dem Ziel, 
die sozialistische Staats- und Gesellschaftsordnung so
wie die Bürger und ihre Rechte vor kriminellen An
griffen zu schützen, Straftaten vorzubeugen und den 
Gesetzesverletzer wirksam zu sozialistischer Staatsdiszi
plin und zu verantwortungsbewußtem Verhalten im ge
sellschaftlichen und persönlichen Leben zu erziehen. 
Diese Grundlagen und das Ziel der Strafzumessung ma
chen deutlich, daß es sich hierbei nicht nur um hohe 
juristische Anforderungen handelt, sondern daß auch 
ein hohes Maß ethischer Grundauffassungen, mensch
licher Reife, gesellschaftlichen Gerechtigkeitssinns und 
gesellschaftlicher Verantwortungsfreude sowie ein fe
ster Klassenstandpunkt der Richter erforderlich ist.

/II Vgl. dazu die Materialien der 22. Plenartagung des Obersten 
Gerichts in NJ 1969 S. 264 ff.
!Zj Vgl. dazu den Bericht des Präsidiums an die 2. Plenar
tagung des Obersten Gerichts „Zu Problemen der Umsetzung 
des 22. Plenums des Obersten Gerichts und zur Abgrenzung 
der Anwendungsbereiche der Strafen ohne Freiheitsentzug 
und der Freiheitsstrafen“, NJ-Beilage 2/72 (zu Heft 9).
/3/ Bericht des Kollegiums für Strafsachen an die 2. Plenar
tagung des Obersten Gerichts „Probleme bei der Anwendung 
der Geldstrafe im gerichtlichen Verfahren“, NJ 1972 S. 252.

Der 2. Strafsenat des Obersten Gerichts hat sich in 
letzter Zeit verstärkt mit Problemen der Strafzumes
sung bei Angriffen gegen das Eigentum, insbesondere 
gegen das sozialistische Eigentum, beschäftigt und auch 
bereits in Entscheidungen zu einigen grundsätzlichen 
Fragen Stellung genommen. Die Notwendigkeit dazu 
ergab sich aus der Entwicklung der Eigentumskrimina
lität. Straftaten gegen das sozialistische, aber auch ge
gen das persönliche und private Eigentum fügen unse
rer gesellschaftlichen Entwicklung schwere materielle 
und ideologische Schäden zu. Der in ihnen zum Aus
drude kommende krasse Individualismus und Egoismus 
erweist sich als sehr zählebig und erfordert ein konse
quentes und differenziertes Vorgehen mit strafrecht
lichen Mitteln sowie eine umfassende Mobilisierung der 
Öffentlichkeit im Kampf gegen die Eigentumskrimina
lität. Dies um so mehr, als die Eigentumsdelikte ge
genwärtig mehr als 50 Prozent der Gesamtkriminalität 
ausmachen.
Ausgehend von dieser realen Lage, forderte daher der 
VIII. Parteitag der SED, Angriffen auf das sozialistische 
Eigentum konsequent entgegenzuwirken./4/ Auch die 
6. Tagung der Volkskammer am 16. Oktober 1972 hob 
die Notwendigkeit des Schutzes des sozialistischen 
Eigentums und die Sicherung der sozialistischen Ge
setzlichkeit besonders hervor./5/

Zur Leitungstätigkeit der Bezirksgerichte 
bei der Bekämpfung der Eigentumskriminalität

In der Leitungstätigkeit der Bezirksgerichte nahm die 
Bekämpfung der Eigentumskriminalität bisher nicht 
überall den ihr gebührenden Platz ein.
Untersuchungen der Inspektionsgruppe des Obersten 
Gerichts in den Bezirken Leipzig und Karl-Marx-Stadt 
ergaben, daß sich die Bezirksgerichte zwar in verschie
denen Zusammenhängen mit E i n z e l f r a g e n  der 
Eigentumskriminalität befaßt haben, z. B. bei der Aus
wertung der Materialien des VIII. Parteitages, bei der 
Behandlung von Fragen der Mitwirkung gesellschaft
licher Kräfte am Strafverfahren, der Zusammenarbeit 
der Gerichte mit den Konfliktkommissionen, der Straf
zumessung und der gerichtlichen Beweisaufnahme, der 
Auswertung der Eingabenanalysen und der Durchset
zung der Beschlüsse des Präsidiums des Obersten Ge
richts zur höheren Wirksamkeit des Strafverfahrens in 
einfachen Strafsachen vom 5. Mai 1971 und zur Anwen
dung der Geldstrafe und des Strafbefehlsverfahrens vom
9. Juli 1971 (NJ-Beilage 6/71 zu Heft 15). Jedoch stan
den die Probleme der Eigentumskriminalität, insbeson
dere unter dem Gesichtspunkt der Strafpolitik und der 
gesellschaftlichen Wirksamkeit der Verfahren, nicht in 
ihrer G e s a m t h e i t  auf der Tagesordnung, obwohl 
das angesichts der Entwicklung dieser Kriminalität ge
boten war. Damit sollen keineswegs die vielfältigen' 
Aktivitäten der Richter, wie ihr Auftreten in Sicher
heitskonferenzen der Betriebe und Industriezweige, 
Initiativen in Zusammenarbeit mit den örtlichen Orga
nen zur Zurückdrängung der Kriminalität in bestimm
ten Territorien u. a. m., geschmälert werden, denn auch 
hierbei wurden häufig Probleme der Bekämpfung der 
Eigentumskriminalität mit behandelt.
Jüngste Untersuchungen der Inspektionsgruppe des

/4/ Vgl. Honecker, Bericht des Zentralkomitees an den 
VIII. Parteitag der SED, Berlin 1971, S. 67; Stoph, Bericht zur 
Direktive des VIII. Parteitages der SED zum Fünfjahrplan für 
die Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR in den Jahren 
1971 bis 1975, Berlin 1971, S. 61.
/5/ Vgl. Stoph, „Die Lösung der Hauptaufgabe bestimmt Arbeit 
der Regierung“, ND vom 17. Oktober 1972, S. 3.
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